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Richter

Nach über zehnjährigem juristischem Tauzie-
hen sind Richter mit der Geduld am Ende. Zu-
erst hat in Düsseldorf ein Gericht im letzten
Herbst Fahrverbote als geeignetes Mittel zur
Senkung der Luftschadstoffe eingestuft. Das
Urteil liegt derzeit beim Bundesverwaltungs-
gericht in Leipzig zur Überprüfung. In der ver-
gangenen Woche hat der Stuttgarter Verwal-
tungsrichter Wolfgang Kern unnachsichtig
die bisherigen Pläne der Landesregierung
zur Verbesserung der Luft in Stuttgart zer-
pflückt. Zum Beispiel zerstörte er die Hoff-
nung auf die blaue Plakette, die der dafür zu-
ständige Bundesverkehrsminister Alexander
Dobrindt (CSU) ablehnt: Kern: „Eine Maß-
nahme, die nicht kommt, ist für den Luftrein-
halteplan nicht geeignet.“ pre

Autoindustrie

Erst nach der Androhung von Fahrverboten
für ältere Diesel-Pkw kamen die Hersteller in
die Gänge. Die heimischen Hersteller Daim-
ler, Audi und Porsche handelten mit dem ba-
den-württembergischen Verkehrsminister
Winfried Hermann eine Nachrüstungslösung
für Fahrzeuge mit Euro 5 aus. Aber bisher
blieb die Branche nachprüfbare Angaben zur
Senkung der Schadstoffbelastung schuldig.
In der vergangenen Woche kündigte Daimler
freiwillig dann eine Überarbeitung der Motor-
steuerung an und nannte Gesamtkosten von
220 Millionen Euro. Kritiker zweifeln, ob die
Schadstoffe relevant sinken. Denn pro Fahr-
zeug gibt der Konzern gerade einmal 73 Euro
aus. Der Betrag deckt wahrscheinlich nur die
Werkstattkosten für die neue Software. pre

Landesregierung

Bis 31. August muss die Landesregierung den
Luftreinhalteplan für Stuttgart überarbeiten.
Obwohl die Autohersteller wegen der Kartell-
vorwürfe viel Vertrauen eingebüßt haben,
setzt Ministerpräsident Winfried Kretsch-
mann weiter auf den Dialog mit den Herstel-
lern. Die sollen ältere Dieselfahrzeuge nach-
rüsten, um für bessere Luft in Stuttgart zu sor-
gen und Fahrverbote zu vermeiden. Weil die
Branche in geheimen Zirkeln Details der Die-
sel-Abgasreinigung abgesprochen haben soll,
steht Kretschmann in seiner Partei wegen sei-
nes Kurses unter Druck. Der Regierungschef
verschärft deshalb vor dem länderübergrei-
fenden Autogipfel am 2. August die Tonlage:
„Ich bestehe darauf, dass die Karten offen auf
den Tisch gelegt werden.“ pre

Umwelthilfe

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) hat im
Kampf gegen den Dieselmotor ein publikums-
wirksames Kampagnenthema gefunden.
Auch in Stuttgart hat die DUH die Klage beim
Verwaltungsgericht erhoben. „Wir verlangen
die Einhaltung der Grenzwerte ab 1. Januar
2018“, betonte Anwalt Remo Klinger. DUH-
Geschäftsführer Jürgen Resch ist überzeugt,
dass dafür die Innenstadt für alle Autos mit
Dieselmotoren gesperrt werden muss. „Die
Maximallösung ist die einzige Möglichkeit,
die Grenzwerte einzuhalten“, heißt es. Die
DUH ist inzwischen weit auf Distanz zur Lan-
desregierung. Resch nennt Ministerpräsi-
dent Winfried Kretschmann „eine Marionette
der Autoindustrie“. Die Nachrüstung ist für
ihn nicht mehr als eine „Luftnummer“. pre
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Hinter verschlossenen Türen haben die hei-
mischen Hersteller Verkehrsminister Win-
fried Hermann (Grüne) versprochen, die
Stickstoffdioxidbelastung um die Hälfte zu
senken. Aber bewiesen ist das nicht. Trotz-
dem setzt Grünen-Regierungschef Winfried
Kretschmann weiter auf den Weg der Schad-
stoffreduzierung. Die Nachrüstung müsse
schnell kommen, wirksam sein und überprüf-
bare Ergebnisse liefern, fordert er. Das Urteil
des Verwaltungsgerichts hält er für zweitran-
gig, „entscheidend“ sei der Autogipfel in Ber-
lin in der nächsten Woche. Längst überlegen
sie in der Regierungszentrale, ob man in Be-
rufung gehen oder auf eine Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts warten soll.

Distanz Weiter als Kretschmann geht Dieter
Roßkopf auf Distanz zur Autoindustrie. Vom
Vorsitzenden des ADAC Württemberg erwar-
tet man das nicht unbedingt. Aber seine Ansa-
ge ist klar. „Der Schutz der Gesundheit hat
Vorrang vor der individuellen Mobilität“, be-
tont der Heilbronner Anwalt. Das sei nicht
verhandelbar, und zur Not müssten dafür
auch Verkehrsbeschränkungen in Kauf ge-
nommen werden. Roßkopf sieht die Herstel-
ler am Zug: „Die Autos müssen so umwelt-
freundlich werden, wie sie verkauft wurden.“
Ihm ist klar, dass Fahrverbote unvermeidlich
sind, wenn die Luft dadurch nicht besser wird.

Von seinem Büro in der Stuttgarter Verwal-
tungsstelle blickt Roßkopf auf das Zentrum
der verkehrspolitischen Diskussion. Ein
Brennpunkt wie diese Kreuzung schärfe den
Blick auf die Notwendigkeiten. Er kritisiert
die Politik, die jetzt den Umstieg auf Busse
und Bahnen fordere. Aber der öffentliche
Nahverkehr sei an der Grenze der Belastbar-
keit, weil der rechtzeitige Ausbau versäumt
wurde. „Saubere Luft gibt es nicht zum Nullta-
rif“, betont er. Da sei zu lange gespart worden.

Roßkopf findet, dass sich Deutschland „zu
lange auf dem Auto ausgeruht hat“. Die Men-
schen würden sich heute eine Mobilität wün-
schen, die sich mit guter Lebensqualität ver-
einbaren lässt. Die logische Konsequenz:
„Aus heutiger Sicht ist im urbanen Bereich
das Auto mit Verbrennungsmotor nicht das
Modell der Zukunft.“

Staatsanwaltschaft wies sie ab, ein eindeuti-
ger Zusammenhang zwischen dem Schmutz
in der Luft und dem Ableben eines Menschen
sei nicht nachzuweisen.

Keine zwei Meter neben der Messstation,
die seit 2004 der Stadt Stuttgart republikweit
den Ruf als Feinstaubhauptstadt verschafft
hat, steht das Amtsgericht. Der nüchterne
Zweckbau aus den 70er Jahren hat keine Kli-
maanlage. „Man ist gezwungen, die Fenster
aufzumachen“, sagt eine Beamtin. Ihr Büro
geht in den Innenhof. Wie es um die Luft dort
bestellt ist, zeigen die schwarzen Hände des
Raumpflegers, wenn er einmal im Jahr die
Vorhänge zum Waschen holt. „Ein großes
Thema ist die Luftbelastung aber in den All-
tagsgesprächen nicht“, sagt sie.

„Zwischen medialer Wahrnehmung und
Wirklichkeit liegen Welten“, sagt Gabriele
Renz. Die Landtagssprecherin wohnt seit vie-
len Jahren mit ihrer Familie im Kernerviertel.
Das Gerede über den Dreck in der Luft führe
dazu, dass jenseits des Viertels viele denken,
dort würde man ersticken. Renz findet es
„schade, dass die Stadt so in Verruf gekom-
men ist“. Das sei eine ganz normale Gegend.
Auch Erben will bleiben. „Wo soll man hin“,
fragt er sich. In anderen Teilen der Stadt gebe
es ja ebenfalls Durchgangsstraßen mit ent-
sprechender Luftbelastung.

Handeln Am Neckartor musste die Politik im-
mer zum Handeln gezwungen werden. Vor 13
Jahren wurde das Land durch die Klage eines
Anwohners in die Pflicht genommen, einen
Luftreinhalteplan zu erstellen. Vor einem Jahr
akzeptierte das Land einen gerichtlichen Ver-
gleich. Danach muss der Verkehr am Neckar-
tor ab Januar 2018 um 20 Prozent sinken,
wenn die Grenzwerte im laufenden Jahr er-
neut gerissen werden. Die beim Feinstaub er-
laubten 35 Überschreitungen sind schon zur
Mitte des Jahres weit übertroffen. Und nun
droht ein Gerichtsurteil, das der Politik noch
einmal Beine macht.

Richter Kern hat in der Verhandlung deut-
lich signalisiert, dass seine Geduld zu Ende
geht. Die von ihm verlangten belastbaren Zah-
len für die Nachrüstung der Euro-5-Diesel
blieben die Vertreter des Landes schuldig.

Von unserem Korrespondenten
Peter Reinhardt

P eter Erben schöpft in diesen Tagen
neue Hoffnung. „Es scheint nichts aus-

geschlossen, vielleicht kommt sogar ein
ganzjähriges Fahrverbot für Diesel heraus“,
sagt Erben. Der 57-Jährige wohnt in der Nähe
des Stuttgarter Neckartors, bundesweit in-
zwischen als Deutschlands dreckigste Kreu-
zung mit den höchsten Feinstaubwerten be-
kannt. Rund 80 000 Autos rollen Tag für Tag
über die sechs Fahrspuren. Nun könnte tat-
sächlich der immerwährende Verkehrsstrom
zumindest teilweise gestoppt werden. Seinen
Optimismus schöpft Erben aus einem Prozess
vor dem Verwaltungsgericht Stuttgart. Die
Deutsche Umwelthilfe (DUH) will per Ge-
richtsbeschluss die Innenstadt für alle Diesel-
Pkw sperren lassen. An diesem Freitag wird
Richter Wolfgang Kern das Urteil verkünden.
So wie Kern das Luftreinhaltekonzept der
grün-roten Landesregierung in einer sechs-
stündigen Verhandlung zerpflückt hat, droht
der Politik eine empfindliche Klatsche.

Gesundheitsschäden Erben findet, es wäre
höchste Zeit. Vor 13 Jahren ist er hierher ge-
zogen, „freiwillig, weil das Kernerviertel so le-
bendig ist und wir hier eine größere Wohnung
gefunden haben“. Da war gerade die zweite
Tochter geboren worden. Es gibt hier schöne
Jugendstilhäuser, die Läden sind fußläufig
und der Feinstaubalarm war weit weg. Aber
der Verkehr habe seither immer mehr zuge-
nommen und seine Furcht vor gesundheitli-
chen Schäden durch die Abgase auch. „Die
Angst vor einer Erkrankung ist gewachsen“,
sagt Erben. Es mag eine subjektive Empfin-
dung sein, gibt der nachdenkliche Mann zu.

Natürlich kennt der Aktivist die Horror-
Zahlen. Auf 47 000 schätzte das Umweltbun-
desamt die Zahl der Todesfälle allein durch
Feinstaub schon 2015. Feinster Staub kann
weit in die Lunge eindringen, andere Schad-
stoffe schädigen Herz und Kreislauf. Vergan-
genen Winter hat Erben gegen den Stuttgar-
ter Oberbürgermeister Fritz Kuhn von den
Grünen eine Strafanzeige wegen Körperver-
letzung mit Todesfolge eingereicht. Die

Darüber, wie die
Schadstoffbelastung
am Neckartor gesenkt
werden kann, gibt es
unterschiedliche Mei-
nungen.
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Die handelnden Akteure

Im Streit um das Fahrverbot am Stuttgarter Neckartor
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